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BERICHT
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BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Jahresriickblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt - auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklarte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erflllen. Die Strategie
stitzte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmblurgerinnen und Stimmbdurger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie - nach mehrjahriger
sowie zéher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament - ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager tber die Griinde fiir die Ablehnung uneins; Ubereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden mussen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kirzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterfihrung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalratlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesanderung in der
Herbstsession mit einigen Anderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Baumle
(glp, ZH) diese fur zu wenig ausfihrlich hielt - man habe die Vorlage jedoch nicht
Uberladen wollen, argumentierte er. Weiterfihrende Massnahmen kénnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Baumle
angesprochen, kundigte der Bundesrat im Ubrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevdlkerung ermdglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden Bemuhungen der verschiedenen Branchen unterstitzen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewasserschutz zurlickzuflihren ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 - im Monat vor
der Abstimmung Uber die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative - in 10 Prozent aller
Artikel Uber die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig geflhrten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmburgerinnen und Stimmbdrger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof erndhrt werden koénnen. Gemass
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevdlkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschéatzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
fir die solche Substanzen bendtigt werden, verbieten méchte, wurde ahnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewésserschutz gestéarkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zustrombereich von Trinkwasserfassungen, fir die
ein offentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhdhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zustrombereiche finanziell unterstitzen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstdsse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufristung zur Verbesserung der
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Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hosli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewasserraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen  Landwirtschaftsbetrieb  durch  die  Ausscheidung ebendieses
Gewasserraums ein Ubermassig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewasserraum nur mit naturlichem Dinger
gearbeitet wird.

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsforderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Starkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukunftig verhindern will, dass nicht verkaufte Guter im non-food
Bereich weggeworfen werden.

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Uberschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv Uber diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behdrden ein gutes Zeugnis fur
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hatten. In Zusammenhang
mit den Uberschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. '

Klimapolitik

Im August 2019 verschérfte der Bundesrat sein im Rahmen des Pariser
Klimaabkommens angekindigtes Reduktionsziel in Sachen Treibhausgase. Damals hatte
sich die Schweiz verpflichtet, ihre Emissionen bis 2030 gegenlber dem Stand von 1990
zu halbieren. Nun kindigte er an, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein solle,
also ab Mitte des Jahrhunderts unter dem Strich keine Treibhausgase mehr emittieren
werde. Damit wolle die Schweiz ihren Beitrag dazu leisten, dass die globalen
Temperaturen bis 2100 nicht mehr als 1.5 Grad ansteigen. Dieses ambitionierte Ziel will
der Bundesrat gemaéass Medienmitteilung vor allem durch weitere massive
Emissionseinsparungen in den Bereichen Verkehr, Gebaude, Industrie und
Landwirtschaft erreichen. Im Rahmen der noch zu erarbeitenden Klimastrategie 2050
wirden die entsprechenden Massnahmen definiert, so Umweltministerin Sommaruga.
Fur die Reduktion der dennoch ausgestossenen Treibhausgase will die Schweiz auf
naturliche CO2-Speicher, wie etwa Walder, setzen. Sie will aber auch neue
Technologien nutzen, die der Atmosphéare dauerhaft Treibhausgase entziehen und
diese dann speichern.

Links-Grlne Politiker und Politikerinnen, wie etwa Isabelle Chevalley (glp, VD),
begrissten die Verscharfung des Reduktionsziels. Chevalley flugte an, dass der
Bundesrat bald ankindigen musse, wie er das Ziel erreichen wolle. Fur SVP-Politiker
Imark (svp, SO) hingegen war klar, dass die Anstrengungen der Schweiz zwecklos sind,
wenn gleichzeitig in anderen Landern neue Kohlekraftwerke gebaut wurden. Die NZZ
wiederum sagte voraus, dass dieses indikative und damit nicht verbindliche Ziel nur mit
Mlhe zu erreichen sei. Ohne entsprechende Massnahmen seien solche von den
Regierungen gesteckten Ziele bloss «Visionen ohne Wirkung». Diese Ziele mussten nun
im zu revidierenden CO2-Gesetz konkretisiert werden. Die Medien wiesen zudem
darauf hin, dass die Schweiz mit dieser Zielsetzung die Hauptforderung der
Gletscherinitiative umsetze. 2
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DATUM: 15.10.2015
MARLENE GERBER

MOTION
DATUM: 16.12.2016
MARLENE GERBER

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLUCKIGER

Abfille

In Erfullung eines Postulats Chevalley (glp, VD) prasentierte der Bundesrat im November
einen Bericht, der prufte, ob grossere Detailhandler und Gastronomen zur Verwertung
ihrer Lebensmittelabfélle verpflichtet werden konnten. In seinen Ausflihrungen
verneint der Bundesrat die Notwendigkeit zur Einfihrung einer solchen Pflicht speziell
fur die Gastronomie und den Detailhandel. Der Anteil an nicht verwerteten
Lebensmittelabféllen in diesen Sektoren sei gering; die vorhandene Infrastruktur
ermogliche es jedem Betrieb, seine Lebensmittelabfalle kompostieren oder vergaren zu
lassen. Ferner sei mit der gegenwartigen Totalrevision der Technischen
Abfallverordnung (TVA) die Einflihrung einer generellen Verwertungspflicht fir biogene
Abfélle vorgesehen. *

Ihren Unmut betreffend die Verbrennung von Lebensmittelabfillen driickte Isabelle
Chevalley (glp, VD) in ihrer parlamentarischen Initiative aus. Gemass einem Bericht zu
Nahrungsmittelverlusten im Detailhandel und in der Gastronomie wirden in der
Schweiz jahrlich 100'000 Tonnen Lebensmittelabfalle verbrannt, flihrte die Initiantin
aus. Angesichts bestehender Alternativen zur Nutzung dieser Abfélle sei dies in jeder
Hinsicht verantwortungs- und sinnlos. Aus diesem Grund forderte die Nationalratin ein
Verbrennungsverbot fir Nahrungsmittelabfélle. Alternativ sollen solche Abfallprodukte
in verschiedenen Bereichen verwertet werden, namentlich durch die Abgabe an
Mensch und Tier sowie durch die Herstellung von Biogas und Komposterde. Sowohl die
WBK-NR als auch die WBK-SR gaben dem Anliegen im Jahr 2015 - in der
nationalratlichen Kommission grossmehrheitlich und in der standeréatlichen WBK ohne
Gegenstimme - Folge. *

Im Dezember 2016 dusserte sich der Nationalrat positiv zur sachgerechten Verwendung
von Biomasse. Das in Form einer Motion Semadeni (sp, GR) vorliegende Anliegen
forderte, dass biogene Abfélle vergart oder stofflich verwertet werden sollten, bevor sie
dem Nahrstoffkreislauf endgultig entzogen und verbrannt wirden. Eine Verbrennung
ware nur noch erlaubt, wenn sich die Verwertung oder Vergarung als nicht sachgerecht
oder nicht moglich herausstellen wirde. Damit geht das Anliegen im Bereich der
Nahrungsmittelabfélle weniger weit als die bereits Uberwiesene parlamentarische
Initiative Chevalley (glp, VD), die ein komplettes Verbrennungsverbot fordert, jedoch
etwas weiter als eine 2014 Uiberwiesene Motion Lustenberger (cvp, LU), die ebenfalls die
sachgerechte Verwendung von Biomasse-Reststoffe férdern wollte. Der Nationalrat
stimmte dem Anliegen der Blndner Sozialdemokratin auf Antrag des Bundesrates
stillschweigend zu. Das Geschaft gelangt nun an den Zweitrat. °

Isabelle Chevalley (pvl, VD) charge le Conseil fédéral de rédiger un plan d'action pour
lutter contre le gaspillage alimentaire. |l devra contenir un répertoire des actions en
cours et évaluer leurs effets, en présenter davantage afin d'atteindre une diminution de
50% de gaspillage alimentaire d'ici 2030. Finalement, il présentera un indicateur pour
le suivi de I'évolution de la réduction du gaspillage. Pour la parlementaire, la
Confédération doit coordonner les différentes actions et en initier davantage en
collaboration avec le secteur privé pour atteindre |'objectif. Le Conseil fédéral
approuve sa demande, le plan d'action devrait étre évalué en 2024.

Lors du premier passage au Conseil national, la discussion avait été reportée. Le
Conseil national a finalement accepté le postulat par 108 voix contre 76 et 5
abstentions. Le Conseil fédéral élaborera alors un plan d'action. ¢

Isabelle Chevalley (glp, VD) verlangte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie
die Abfallmenge, die verbrannt wird, in der Schweiz verringert werden kann und wie
gleichzeitig mehr Produkte recycelt werden kénnen. Hintergrund ihres Postulates sei
der Fakt, dass viele Abféalle, wie z.B. Verpackungen, nach wie vor vor allem verbrannt
wirden, obwohl die Bevodlkerung und die Wirtschaft versuchten, solche Guter
wiederzuverwerten, so Chevalley.

Der Bundesrat sprach sich fir Annahme des Postulates aus und auch der Nationalrat
nahm es im Winter 2019 diskussionslos an. ’
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BERNADETTE FLUCKIGER

Nationalratin Isabelle Chevalley (glp, VD) flhrte in einer Motion aus, dass oxo-abbaubare
Kunststoffe einen Oxidationszusatz enthielten, der dazu flhre, dass der Kunststoff
unter Einfluss von Hitze und UV-Licht abgebaut werde. Das Plastik zerfalle daraufhin in
sehr kleine Stlicke (sogenanntes Mikroplastik), welches sich schliesslich in der Umwelt
wiederfinde, die Gewéasser und den Boden belaste und letztlich in die Nahrungskette
gelange.

Um diese Sacke zu verbieten, forderte Nationalratin Isabelle Chevalley den Bundesrat
auf, gestltzt auf das USG eine entsprechende Verordnung zu erlassen.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion; der Nationalrat stimmte der
Annahme im Winter 2019 diskussionslos zu.

Im Sommer 2020 befasste sich der Stdnderat mit einer Motion Chevalley (glp, VD),
welche oxo-abbaubare Kunststoffe in der Schweiz verbieten will. Martin Schmid (fdp,
GR) erlauterte fir die UREK-SR, dass diese Kunststoffe nicht nur als Mikroplastik in der
Umwelt, sondern auch bei der Abfallverwertung Probleme verursachen kénnten, wenn
sie falschlicherweise als biogener Abfall oder in separaten Kunststoffsammlungen
entsorgt wirden. Ein Verbot stelle fur Schweizer Wirtschaft und Handel zudem kein
Problem dar, da diese Kunststoffe in der Schweiz kaum verwendet wirden, resimierte
Schmid. Der Stéanderat nahm die Motion in der Folge stillschweigend an. ’

Isabelle Chevalley (glp, VD) monierte in ihrem Postulat «Keine neuen Produkte
wegwerfen. Stopp der Verschwendung!», dass es Unternehmen in der Schweiz erlaubt
sei, neuwertige, unverkaufte non-food Produkte wegzuwerfen. Dies betreffe
beispielsweise Blcher, Haushaltsgerdte oder Kleider. Der Bundesrat solle daher prifen,
was die Unternehmen mit ihren unverkauften Produkten machten, und falls er zum
Schluss komme, dass ein Grossteil davon vernichtet werde, solle er aufzeigen, wie diese
Vernichtung verhindert werden kénne. Der Bundesrat beantragte die Annahme des
Postulats.

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2021 mit dem Anliegen, das von
Mike Egger (svp, SG) bek&mpft wurde. Dieser erlduterte, dass das Postulat aus Griinden
der Wirtschaftsfreiheit abgelehnt werden solle. Er flgte an, dass man es «der
Innovationskraft unserer Wirtschaft Gberlassen [sollte]l, nachhaltige Lésungen fir neue
Produkte zu finden, die aus verschiedenen Grinden nicht oder nicht mehr Uber die
herkdmmlichen Vertriebskanale auf den Markt gebracht werden kénnen». Die Mehrheit
der grossen Kammer war jedoch anderer Meinung und stimmte fur Annahme des
Postulates (139 zu 47 Stimmen, bei 5 Enthaltungen). Die ablehnenden Stimmen
stammten allesamt von Parteikolleginnen und -kollegen des SVP-Parlamentariers
Egger. °

Der Bundesrat lancierte Anfang April 2022 einen Aktionsplan, um den Kampf gegen
Food-Waste zu starken. Dieser Aktionsplan wurde in Erflllung des Postulates von
Isabelle  Chevalley (glp, VD) erarbeitet und verfolgte das Ziel, die
Lebensmittelverschwendung bis 2030 im Vergleich zum Stand von 2017 zu halbieren.
Gemass dem Aktionsplan werde der Bund zu diesem Zweck mit den Unternehmen und
Organisationen des Lebensmittelsektors - wie etwa dem Gastgewerbe, dem Vertrieb
und der Landwirtschaft - eine branchenubergreifende Vereinbarung mit klaren
Reduktionszielen abschliessen. Die freiwilligen Massnahmen, die ergriffen werden
sollen, um diese Reduktionsziele zu erreichen, umfassen etwa das vermehrte Spenden
von unverkauften Lebensmitteln an gemeinnitzige Organisationen oder auch eine
bessere Anbauplanung in der Landwirtschaft. Es sollen dartber hinaus Schritte
unternommen werden, um auch den Food Waste, der in den privaten Haushalten
entsteht, zu vermindern, beispielsweise mittels Informationskampagnen. 2025 soll der
Bundesrat evaluieren, ob diese Massnahmen fir die Zielerreichung gentgen werden
oder ob weitere Beschllsse gefasst werden missen. ™
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Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la gestion des déchets dans le cadre d'une
réflexion sur I'économie circulaire faisant suite a l'acceptation de plusieurs objets
déposés au Parlement. Cing interventions des député.e.s Bourgeois (plr, FR) (Po.
20.3062), Munz (ps, SH) (Po. 20.3090), Clivaz (vert-e-s, VS) (Po. 20.3727), Chevalley (pvl,
VD) (Po. 20.3110) et de la sénatrice Johanna Gapany (plr, FR) (Po. 20.4411) ainsi qu'une
de la CEATE-CN (Po. 21.4332) sont ainsi traitées simultanément. Le rapport est
fragmenté en deux parties principales.

Tout d'abord, le Conseil fédéral revient sur la définition de I'économie circulaire - a
savoir, dans I'idéal, une fermeture des cycles des matieres et des produits -, I'état de
celle-ci en Suisse et le cadre légal actuel. Premiérement, constat est fait que la
revalorisation des déchets est trés variable selon les domaines. Ainsi trois quarts des
déchets de chantier sont valorisés, alors que seuls 26 pour cent des biodéchets le sont.
Deuxiemement, une étude diligentée par I'EPFZ montre qu'une part minime
d'entreprises (entre 8 et 12 pour cent) «s'attachent activement a évoluer dans le sens
d'une économie circulaire». Troisiemement, la population suisse est trés gourmande en
ressources en comparaison internationale. C'est ainsi qu'avec 700 kg de déchets
urbains (ordures ménagéres et collectes sélectives), la production de déchets par
habitant.e.s dépasse de 200 kg la moyenne des pays de I'OCDE. On observe une
augmentation de 27 pour cent de ces déchets depuis I'an 2000.

S'agissant de la |égislation suisse, la limitation et I'élimination des déchets sont inscrites
dans la Loi sur la protection de I'environnement (LPE); deux aspects au centre du
concept d'économie circulaire. Mais les cantons sont responsables de la gestion des
déchets et la Confédération a donc principalement un rbéle de surveillance et de
coordination. La LPE n'est, cependant, pas la seule loi qui se préoccupe de |I'économie
circulaire. En effet, tant la Loi sur I'aménagement du territoire (LAT) que celle sur les
produits chimiques (LChim) ou, encore, la Loi sur les marchés publics (LMP) sont
également concernées par cette problématique. A I'heure actuelle, l'initiative
parlementaire 20.433 représente la meilleure chance de progresser a ce sujet. La
proposition de loi - discutée au Parlement - souhaite un meilleur ancrage législatif du
concept d'économie circulaire. Le « pacte vert pour I'Europe » constitue, de plus, pour
la Suisse et ses entreprises, une opportunité. Une prise en compte de ces évolutions
économiques et écologiques au niveau européen permettra d'éviter que des barrieres
commerciales soient, de facto, érigées.

Dans la deuxieme partie du rapport, les autorités reviennent sur les diverses possibilités
qui permettraient de renforcer I'économie circulaire, en prenant appui sur les
différentes interventions parlementaires. Le Conseil fédéral analyse, tout d'abord,
I'opportunité d'utiliser un nouvel indicateur servant a mesurer I'efficacité de
|"économie circulaire, développé par I'EPFZ. Il se penche, ensuite, sur les installations
de traitement des déchets et leur développement du point de vue de I'aménagement
du territoire. Dans une troisieme sous-partie, le rapport s'attarde sur différents types
de déchets et sur les stratégies qui permettraient de réduire leur quantité, que ce soit
les déchets issus du bati et I'introduction d'une taxe a cet effet, le probleme du
gaspillage alimentaire ou celui des textiles et produits invendus. ™

Le Conseil fédéral a répondu aux interrogations d'lsabelle Chevalley (pvl, VD) sur le sort
réservé aux invendus neufs dans le cadre d'un rapport regroupant plusieurs
interventions sur la gestion des déchets et I'économie circulaire. Concernant le
postulat Chevalley, les autorités ont mandaté I'OFEV pour approfondir le sujet. Pour
cela, I'Office fédéral de I'environnement a mené plus d'une cinquantaine d'entretiens
avec des commercant.e.s et des entreprises de recyclage et d'élimination des déchets.
De plus, I'organe administratif a envoyé un questionnaire sur la gestion des textiles
invendus auquel 56 entreprises ont répondu - représentant au total environ 50 pour
cent du marché textile suisse, les grandes marques internationales n'y ayant pas pris
part. L'équipe de rédaction du rapport prend également soin d'avertir le lectorat que
ces résultats sont a analyser avec prudence, ceux-ci étant construits sur des
autodéclarations. Concernant le textile, le sondage montre que 5 pour cent des
marchandises ne seraient pas vendues, mais il est difficile d'estimer la part d'invendus
jetés ou détruits, notamment parce que les entreprises dites de «fast-fashion» n'ont
pas participé a I'enquéte.

Le rapport se penche également sur la situation des appareils électroniques. Dans ce
cas, les commercant.e.s affirment que la situation s'est nettement améliorée ces vingt
dernieres années, notamment grace a une meilleure gestion des stocks et des chalnes
d'approvisionnement. Finalement, le rapport s'intéresse de maniére générale aux
produits non-alimentaires invendus. Selon les réponses fournies par certains des
détaillants suisses offrant une large palette d'articles, la part d'invendus ne représente
qu'l pour cent du chiffre d'affaires. Pour éviter ces situations, les commerces ont
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recours a différentes stratégies, privilégiant, en premier lieu, le retour au fabricant et
se rabattant sur une baisse des prix ou d'autres stratégies marketing pour écouler leurs
stocks. L'exportation et la vente a |'étranger fait également partie de ce panel de
solutions.

Plusieurs responsables d'usine d'incinération des déchets ont également été
interviewés. Ceux-ci estiment & quelques dizaines de tonnes par usine la quantité
d'invendus incinérés, ce qui, ramené a toute la Suisse, reviendrait & une fourchette
allant de 290 a 2800 tonnes par année. Les rédactrices et rédacteurs du rapport
insistent, a plusieurs reprises, sur le réle des consommatrices et consommateurs qui
jetteraient prématurément tant des vétements quasiment neufs que des objets
électroniques encore fonctionnels.

S'agissant des solutions possibles concernant les produits invendus, le rapport se
penche sur les pratiques de nos voisins. La Commission européenne a, par exemple,
formulé des propositions allant d'une obligation de transparence sur le nombre de
produits éliminés a une interdiction de détruire les invendus. La France et I'Allemagne
ont ou vont légiférer en ce sens, la premiére interdisant la destruction d'invendus
alimentaires, la seconde élaborant une loi sur la transparence s'agissant des produits
textiles et électroniques invendus et détruits ; ces deux mesures pourraient étre mises
en place en Suisse. D'autres pistes sont également a explorer. Concernant les textiles, le
rapport cite, notamment, I'amélioration de I'écoconception des produits avec une
modification de la LPE et des exigences relatives a |'efficacité énergétique ou la
création de directives concernant la reprise et I'élimination des textiles. Afin de
soutenir une gestion durable dans le secteur du textile, le programme Sustainable
Textiles Switzerland a été lancé, avec le soutien du SECO et de I'OFEV, tous deux
siégeant au comité de pilotage. Finalement, le Conseil fédéral dit vouloir suivre les
évolutions au niveau européen afin d'agir de maniére adaptée.

Le rapport faisant suite au postulat déposé par Isabelle Chevalley (pvl, VD) a été publié
par le Conseil fédéral. L'ancienne conseillere nationale demandait aux autorités
d'analyser différentes options afin de revaloriser les déchets au lieu de les incinérer,
dans une optique d'économie circulaire. Ce rapport compléte le rapport «Matieres
plastiques dans lI'environnement» publié en septembre 2022, dans lequel sont
également listées les possibilités d'amélioration s'agissant des themes abordés dans ce
présent rapport.

Selon les projections faites par la Confédération, la quantité totale de déchets devrait
augmenter de quelques 450'000 tonnes d'ici a 2035 (pour atteindre 4.06 millions de
tonnes), pour une capacité de traitement par les usines d'incinération un peu moindre.
Réduire et revaloriser les déchets permettrait donc d'assurer la sécurité de leur
élimination. Pour cela, il suffirait de réduire la quantité de déchets par habitant.e a 403
kg, contre 415 kg aujourd'hui.

S'agissant du recyclage, le rapport montre des taux particulierement élevés pour le
verre usagé (avec un taux de valorisation de 99 pour cent), le papier usagé, le PET et les
emballages en aluminium. Au-dela du PET, le recyclage des autres matieres plastiques
pourrait étre amélioré. Ainsi, au total seuls 9 pour cent des déchets plastiques sont
recyclés, 85 pour cent sont valorisés thermiquement et 6 pour cent réutilisés. C'est la
un domaine qui a un potentiel en termes de revalorisation et sur lequel se penche plus
précisément le rapport. Aujourd'hui de nombreux déchets plastiques ne peuvent pas
étre idéalement recyclés, étant des composites mélangeant plusieurs types de
plastiques. Les nombreux additifs utilisés dans les plastiques pour en modifier les
propriétés posent également probléme. Ces deux aspects exercent une forte influence
sur la qualité des matériaux recyclés. Toutefois, plusieurs initiatives sont actuellement
menées au niveau national par des acteurs privés afin d'améliorer tant les emballages
que le recyclage du plastique. Au niveau politique, les interventions au Parlement sont
foisonnantes sur ce sujet, le rapport citant notamment l'initiative parlementaire 20.433
«Développer I'économie circulaire en Suisse» actuellement en discussion, ainsi que les
motions 20.3695 exigeant une augmentation du recyclage du plastique et 18.3712 sur la
pollution plastique dans les eaux et les sols.
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Les matiéres plastiques oxodégradables sont désormais interdites en Suisse, comme le
souhaitait Isabelle Chevalley (pvl, VD). Le Conseil fédéral a, en effet, procédé a une
modification d'ordonnance allant en ce sens. La motion a donc été classée par le
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